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BUNDESARBEITSGERICHT

7 AZN 1048/13
17 Sa 1568/12
Landesarbeitsgericht
bisseldorf

BESCHLUSS

In Sachen

Deutsche Telekom AG, verireten durch den Vorstand, dieser vertreten durch

den Vorsitzenden René Obermann, Friedrich-Ebert—AHee 140, 53113 Bonn,
Beklagte, Berufungsklagerin, Anschlussberufungsbeklagte und
Beschwerdefiihrerin,

.Prozessbevollméichtigter: Rechtsanwalt Dr. Joachim Holthausen in Kanzlei

Holthausen, Schmitz-DuMont, Wolff, Unter Goldschmied 6, 50667 Kaln,

gegen

L
Kléger, Berufungsbeklagter, Anschlussberufungskiager und
Beschwerdegegner, |
Prozessbevollméchtigter: Rechtsanwalt Frank Winkler in Kanzlei Winkler &
Nagel, Méhlenring 81, 47906 Kémpen,

_hat der Siebte Senat des Bundesarbeitsgerichts am 10. Dezember 2013 be-
schlossen:

Die Beschwerde der Beklagten gegen die Nichtzulassung
der Revision in dem Urteil des Landesarbeitsgerichts Dils-

seldorf vom 3. September 2013 - 17 Sa 1568/12 - wird als
unzuldssig verworfen. ‘



Geschäftsführung
proT-in
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Die Beklagte hat die Kosten der Beschwerde zu tragen.

Grunde

Die auf Divergenz und auf die grundsétzliche Bedeutung einer Rechis-
frage gestiitzte Beschwerde der Beklagten ist unzuldssig. Sie gentgt nicht den
gesetzlichen Anforderungen an ihre Begriindung.

1. Die Divergenzbeschwerde ist unzuldssig.

1. Zur ordnungsgeméBen Begriindung einer Divergenzbeschwerde ge-
- hont, dass der Beschwerdefithrer einen abstrakten Rechtssatz aus der anzu-
~fechtenden Entscheidung sowie einen hiervon abweichenden abstrakten
- Rechissatz aus einer Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts oder eines an-
deren der in § 72 Abs. 2 Nr. 2 ArbGG genannten Gerichte anfiihrt und darlegt,
dass das anzufechtende Urteil auf dieser Abweichung beruht (vgl. BAG
- 29. Dezember 2008 - 4 AZN 535/08 - Rn. 4 mwN: 6. Dezember 1994 - 9 AZN
337/94 - BAGE 78, 373, 375). Ein Beschwerdefiihrer gentigt seiner Begriin-
dungslast nicht schon dadurch, dass er die von der Rechtsprechung des Bun-
desarbeitsgerichts abweichenden Erwéigungen des Landesarbeitsgerichts wie-
dergibt (BAG 29. Dezember 2008 - 4 AZN 535/08 - Rn. 4). Ein Rechissatz ist
nur dann aufgestellt, wenn das Geright seiner Subsumtion einen Obersatz vo-
ranstellt, der Giber den Einzelfall hinaus fir vergleichbare Sachverhalte Geltung
beansprucht (BAG 1. Médrz 2005 - 9 AZN 29/05 - zu {l 1 a der Griinde, BAGE
114, 57). Zur Begriindung einer Divergenzbeschwerde, die sich auf die Aufstel-
lung eines scheinbar fallbezogenen abstrakten Rechissatzes bezieht, ist in der
‘Regel erforderlich, dass konkret und im Einzelfall begriindet wird, warum das
Landesarbeitsgericht von dem betreffenden Rechtssatz ausgegangen sein
muss. Der Beschwerdefiihrer muss die Gesichtspunkte und Schlussregeln fur
die Ableitung des behaupteten abstrakten Rechtssatzes (,Deduktion) aus den

fallbezogenen Ausfiihrungen des Landeéarbeitsgerichts darlegen (vgl. BAG
15. Oktober 2012 - 5 AZN 1958/12 - Rn. 10).
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2. Diesen Begriindungsanforderungen geniigt die Divergenzbeschwerde
nicht.
a) Sowelt sie unter B. I. 2. a. a1. und b. b1. das Thema ,Prognosezeit-

punkt ,Zugang der Kiindigungserklarung™ aufgreift, bezieht sie sich unter bt.
auf fallbezogene Ausflihrungen in dem anzufechtenden Urteil und sieht hierin
einen verdeckten Rechtssatz. Die formulierte Einzelfallaussage (,Der Kldger...“
~Dem kann die Beklagte nicht...“) ethebt aber gerade keinen fallibergreifenden
Anspruch; mit ihr ist schon deshalb kein Rechtssatz aufgezeigt. Auch im Ubri-
gen ist nicht ersichilich, inwieweit das Landesarbeitsgericht bei der Frage freier
Arbeitsplitze einen von den Rechtssétzen der bekiagtenseits zitierten héchst-
richterlichen Rechtsprechung abweichenden Rechtssatz aufgestellt haben soll.
Das Landesarbeitsgericht kommt in Anwendung der von ihm zitierten Entschei-
dungen des Bundesarbeitsgerichts, dass sich der Arbeitgeber zur Rechiferti-
gung einer Kiindigung nicht auf einen von ihm selbst herbeigefiihrten Wegfall
freier Arbeitsplatze ,im Kiindigungszeitpunkt* berufen kann (vgl. S. 13 des an-
zufechtenden Urleils), zu der Wirdigung einer wentsprechenden Anwendung
‘dieser Grundsétze* und der Schlussfolgerung eines treuwidrigen Verhaltens der
Beklagten (vgl. S. 14 des anzufechtenden Urteils). Das Berufungsgericht ist

damit lediglich im Rahmen der Wiirdigung der Einzelfallumstéinde zu bestimm-
ten Ergebnissen gekommen.

b) Unter B. I. 2. a. a2. und b. b2. der Beschwerdebegriindung bezieht sich
die Bekiagte auf divergierende Rechtssétze zu der Problematik ,abgestufte Dar-
legungs- und Beweislast. Auch hier wird aber der behauptete (verdeckie)
Rechtssatz des Landesarbeitsgerichis nicht hergeleitet, sondern Bezug auf
Subsumtionserwégungen des Landesarbeitsgerichts genommen, die ihrerseits
gerade ohne falliibergreifenden Anspruch ausgedriickt sind.

c) Ahnlich verhalt es sich mit dem unter B. I. 2. a. a3. und b. b3. der Be-
schwerdebegriindung angesprochenen Punkt ,Treuwidrige Vereitelung zumut-
barer Beschéftigung”, Die Beklagte zeigt keinen ,Obersatz® auf, sondem be-
zieht sich auf Ausflihrungen des Berufungsgerichts zur Einzelfallwiirdigung.
Das Berufungsgericht ist insoweit aber lediglich zu bestimmten Ergebnissen
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gekommen. Selbst wenn man hierin eine fehlerhafte Behandlung eines rechtli-
chen Gesichtspunktes erblicken wiirde, kdnnte dies nicht ohne weiteres als
Aufstellen eines eigenstandigen Rechtissatzes gewertet werden. Eine solche
Annahme verbietet sich jedenfalls dann, wenn das Landesarbeitsgericht den
Rechtssatz, von dem es bei seiner Begriindung ausgeht, ausdriicklich nennt,
wie dies hier der Fall ist. Entspricht das vom Landesarbeitsgericht gefundene
Ergebnis nicht diesem Rechtssatz, so handelt es sich um eine fehlerhafte Sub-
sumtion des zu entscheidenden Sachverhaltes unter diesen Rechtssatz und

damit allenfalls um eine fehlerhafte Rechtsanwendung, die die Revisionsinstanz
nicht zu eréffnen vermag.

il Auch die Grundsatzbeschwerde ist unzulassig.

1. Wird mit einer Nichtzulassungsbeschwerde gemaf § 72 Abs. 2 Nr. 1,
§ 72a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 ArbGG die grundsétzliche Bedeutung einer entschei-
dungserheblichen Rechtsfrage geltend gemacht, muss der Beschwerdeithrer
dartun, dass die anzufechiende Entscheidung von einer kléarungsfahigen und
_klarungsbeduritigen Rechtsfrage abhangt und deren Kiarung entweder von all-
gemeiner Bedeutung fiir die Rechtsordnung ist oder wegen ihrer tatsachlichen
Auswirkungen die Interessen der Aligemeinheit oder zumindest eines grof3eren
Teils der Allgemeinheit beriihrit (vgl. BAG 14. April 2005 - 1 AZN 840/04 - »u
écaa der Grinde mwN, BAGE 114, 200). Klarungsféhig ist eine Rechtsfrage,
wenn sie in der Revisionsinstanz nach MaBgabe des Prozessrechts beantwor-
tet werden kann. Kidrungsbediirftig ist eine Rechtsfrage, wenn sie hdchstrich-
terlich noch nicht entschieden und ihre Beantwortung nicht offenkundig ist (BAG
14. April 2005 -1 AZN 840/04 - aa0). Von allgemeiner Bedeutung ist die
Rechtsfrage, wenn sie sich in einer unbestimmten Vielzah! weiterer Fille stellen
kann und deshalb das abstrakte Interesse der Aligemeinheit an der einheitli-
chen Entwicklung und Handhabung des Rechts berthrt (vgl. BVerfG
4. November 2008 - 1 BvR 2587/06 - Rn. 19 mwN). Entscheidungserheblich ist
die Rechtsfrage, wenn sich das Landesarbeitsgericht mit ihr befasst und sie
beantwortet hat und seine Entscheidung von der Beantwortung abhing. Es ge-
nigt nicht, dass sich das Landeéarbeitsgericht nach Auffassung des Beschwer-
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deflhrers mit der Frage hatte befassen miissen (vgl. BAG 13.Juni 2006
-9 AZN 226/06 - Rn. 11, BAGE 118, 247). Der Beschwerdefithrer muss die zu
beantwortende Rechtsfrage in der Beschwerdebegriindung konkret benennen.

Unzureichend ist eine Fragestellung, deren Beantwortung von den Umstinden
~ des Einzelfalis abhéngt (BAG 5. November 2008 - 5 AZN 842/08 - Rn. 7 mwN).

2. Die danach an eine zuldssige Grundsatzbeschwerde zu stellenden An-
forderungen sind nicht erfiilt. Die unter B. ll. 2. a. formulierte Fragesteliung
lasst sich nicht mit ,Ja“ oder ,Nein“ beantworten. lhre Beantwortung héangt im
Einzelfall vom Vorbringen des Arbeitnehmers zum Vorhandensein anderer Ar-
beitsplétze im Vorfeld der streitbefangenen Kiindigung ab.

il Von einer weiteren Begriindung seiner Entécheidung sieht der Senat
ab, weil sie nicht geeignet ware, zur Kildrung der Voraussetzungen beizutragen,
unter denen eine Revision zuzulassen ist (§ 72a Abs. 5 Satz 5 AbGG).

Linsenmaier Kiel Schmidt
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